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Der Schweizerische Bundesrat 
verordnet: 

I 

Die Asylverordnung 1 vom 11. August 19991 wird wie folgt geändert: 

Art. 1a Bst. e 
In dieser Verordnung gelten als: 

e. Familie: Ehegatten und deren minderjährige Kinder; den Ehegatten gleichge
stellt sind die eingetragenen Partnerinnen und Partner und die in dauernder 
eheähnlicher Gemeinschaft zusammenlebenden Personen; im Dublin-Verfah
ren richten sich die Begriffe Familienangehörige und Verwandte nach der 
Verordnung (EU) 2024/13512. 

Art. 8 Abs. 2 
2 Die asylsuchende Person hat sich innerhalb von 24 Stunden ab der Meldung in dem 
ihr gemäss Absatz 1 Buchstabe b zugewiesenen Zentrum zu melden. 

Art. 11a Abs. 2 Bst. b und 3 
2 Das SEM kann die Einreise auch bewilligen, wenn: 

b. die Schweiz für die Durchführung des Asylverfahrens aufgrund der Verord
nung (EU) 2024/13513 zuständig ist und die asylsuchende Person nicht direkt 
aus ihrem Heimat- oder Herkunftsstaat an die Schweizer Grenze gelangt ist, 
aber glaubhaft macht, dass sie diesen Staat aus einem Grund nach Artikel 3 

  

  
1 SR 142.311 
2 Verordnung (EU) 2024/1351 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 

2024 über Asyl- und Migrationsmanagement, zur Änderung der Verordnungen (EU) 
2021/1147 und (EU) 2021/1060 und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013, 
Fassung gemäss ABl. L, 2024/1351, 22.5.2024. 

3 Siehe Fussnote zu Art. 1a Bst. e. 
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Absatz 1 AsylG verlassen hat und ohne Verzug an die Schweizer Grenze ge
langt ist. 

3 Das SEM kann eine Einreise aus humanitären Gründen bewilligen; dies gilt auch 
dann, wenn die Zuständigkeit der Schweiz für die Durchführung des Asylverfahrens 
aufgrund der Verordnung (EU) 2024/1351 nicht feststeht. 

Art. 12 Verfahren, Aufenthalt und Unterkunft am Flughafen 
 (Art. 21a und 22 AsylG) 

Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) erlässt in einer Verord
nung Bestimmungen über den Betrieb von Unterkünften am Flughafen, insbesondere 
den Ort, an welchem sich die Asylsuchenden am Flughafen aufhalten, die Unterkunft, 
die Modalitäten der Zimmerbelegung, den Spaziergang im Freien und die Verwah
rung von Gegenständen dieser Personen. 

Art. 18 Überprüfung nach der Verordnung (EU) 2024/1356 
 (Art. 26 Abs. 1bis und 1quater AsylG)  

Die Überprüfung nach der Verordnung (EU) 2024/13564 nach Artikel 26 Absätze 1ter–
1quater AsylG richtet sich sinngemäss nach den Artikeln 68a–68f der Verordnung vom 
15. August 20185 über die Einreise und die Visumerteilung. 

Art. 20b Abs. 1bis 
1bis Die betroffene Person erhält Zugang zum Befragungsbericht. Sie kann Klarstellun
gen zu Übersetzungsfehlern, Missverständnissen oder anderen sachlichen Fehlern im 
Bericht anbringen. 

Art. 20bbis  Tonaufnahme im Dublin-Verfahren 
(Art. 26 Abs. 3bis–3ter AsylG) 

1 Die Befragung nach Artikel 20b Absatz 1 wird auf einen Tonträger aufgenommen, 
wenn sie im Hinblick auf die Eröffnung eines Dublin-Verfahrens zur Aufnahme nach 
Artikel 39 der Verordnung (EU) 2024/13516 durchgeführt wird. 
2 Auf die Tonaufnahme der Befragung nach Artikel 22 der Verordnung (EU) 
2024/1351 kann verzichtet werden, wenn: 

a. die asylsuchende Person oder ihre Rechtsvertretung ausdrücklich darum er
sucht hat; oder 

b. die asylsuchende Person sich aufgrund von Haft oder Hospitalisierung nicht 
in einem Zentrum des Bundes aufhält. 

  

4  Verordnung (EU) 2024/1356 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 
2024 zur Einführung der Überprüfung von Drittstaatsangehörigen an den Außengrenzen 
und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226, (EU) 
2018/1240 und (EU) 2019/817, Fassung gemäss ABl. L 2024/1356, 22.5.2024. 

5  SR 142.204 
6 Siehe Fussnote zu Art. 1a Bst. e. 
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3 Verhindert ein technisches Problem die Tonaufnahme seit mehr als fünf Tagen, so 
wird auf die Tonaufnahme verzichtet. 
4 Wird auf eine Tonaufnahme verzichtet, weil die asylsuchende Person oder ihre 
Rechtsvertretung darum ersucht hat, so hält das SEM dies sowie die entsprechende 
Begründung schriftlich fest. Es erstellt in jedem Fall einen Befragungsbericht. 
5 Die Modalitäten der Tonaufnahme richten sich nach Artikel 11e der Asylverordnung 
3 vom 11. August 19997. 

Art. 29a Abs. 1 
1 Das SEM prüft die Zuständigkeit zur Behandlung eines Asylgesuchs nach den Kri
terien, die in der Verordnung (EU) 2024/13518 geregelt sind. 

Art. 52abis Sachüberschrift  
Information zum Beschwerdeverfahren bei der für die Überwachung 
der Schengen-Aussengrenzen zuständigen Agentur 
der Europäischen Union 

 (Art. 102g Abs. 2 Bst. b AsylG) 

Art. 53b Abs. 1 Einleitungssatz  
1 Das SEM ist zuständig für den Abschluss von völkerrechtlichen Verträgen zur Über
nahme von Durchführungsrechtsakten der Europäischen Kommission zur Verord
nung (EU) 2024/13519, sofern sie völkerrechtliche Verträge von beschränkter Trag
weite im Sinne von Artikel 7a des Regierungs- und Verwaltungsorganisations-
gesetzes vom 21. März 199710 (RVOG) darstellen und sofern die Durchführungs
rechtsakte gestützt auf die nachfolgend genannten Bestimmungen der Verord
nung (EU) 2024/1351 erlassen wurden und Folgendes regeln oder festlegen: 
 

II 

Anhang 1 erhält die neue Fassung gemäss Beilage. 

III 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2026 in Kraft. 
  
  

  

7  SR 142.314 
8 Siehe Fussnote zu Art. 1a Bst. e. 
9  Siehe Fussnote zu Art. 1a Bst. e. 
10  SR 172.010 
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Anhang 1 
(Art. 1 Abs. 2) 

2. Dublin-Assoziierungsabkommen 

Die Dublin-Assoziierungsabkommen umfassen: 
a. das Abkommen vom 26. Oktober 200411 zwischen der Schweizerischen Eid

genossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft über die Kriterien und 
Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Staates für die Prüfung eines in 
einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz gestellten Asylantrags; 

b. das Übereinkommen vom 17. Dezember 200412 zwischen der Schweizeri
schen Eidgenossenschaft, der Republik Island und dem Königreich Norwegen 
über die Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitz
stands und über die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zuständigen 
Staates für die Prüfung eines in der Schweiz, in Island oder in Norwegen ge
stellten Asylantrags; 

c. das Protokoll vom 28. Februar 200813 zwischen der Schweizerischen Eidge
nossenschaft, der Europäischen Gemeinschaft und dem Fürstentum Liechten
stein zum Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und 
der Europäischen Gemeinschaft über die Kriterien und Verfahren zur Bestim
mung des zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat 
oder in der Schweiz gestellten Asylantrags; 

d. das Protokoll vom 28. Februar 200814 zwischen der Schweizerischen Eidge
nossenschaft, der Europäischen Gemeinschaft und dem Fürstentum Liechten
stein über den Beitritt des Fürstentums Liechtenstein zum Abkommen zwi
schen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen 
Gemeinschaft über die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zustän
digen Staates für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz 
gestellten Asylantrags; 

e. das Protokoll vom 27. Juni 201915 zwischen der Schweizerischen Eidgenos
senschaft, der Europäischen Union und dem Fürstentum Liechtenstein zum 
Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Euro
päischen Gemeinschaft über die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des 
zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat oder in der 
Schweiz gestellten Asylantrags betreffend den Zugang zu Eurodac für Gefah
renabwehr- und Strafverfolgungszwecke. 

 

  

11 SR 0.142.392.68 
12 SR 0.362.32 
13 SR 0.142.393.141 
14 SR 0.142.395.141 
15 SR 0.142.392.682 
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